


Kindergeld 
steht beim Kostenbeitrag in der Jugendhilfe nur eingeschränkt zur Verfügung

Für bestimmte Leistungen der Jugendhilfe fordert der Staat von den Eltern eine Kostenbeteiligung. Das betrifft in erster Linie die Unterbringung in stationären Einrichtungen (Wohngruppe, Internat) und ist im Übrigen streitig. Aktuell führen wir zwei Auseinandersetzungen:
· Kostenbeteiligung der Eltern bei Besuch einer Privatschule als Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII
· Kostenbeteiligung bei der Versorgung einer Familie in Notsituationen, wenn z.B. krankheitsbedingt derjenige Elternteil ausfällt, der die Kinder versorgt, § 20 SGB VIII.
[bookmark: _GoBack]Was die Höhe der Kostenbeteiligung angeht, ist das Einkommen der pflichtigen Person – meistens die Eltern – maßgeblich. Der Kostenbeitrag lässt sich dann anhand einer Tabelle ablesen. Werden allerdings von den Eltern selbst über Tag und Nacht Betreuungsleistungen erbracht, dann sind diese angemessen zu berücksichtigen. Im konkreten Fall besuchte ein Jugendlicher ein Internat auf Kosten der Jugendhilfe. Da es jedoch an den Wochenenden und in den Schulferien geschlossen blieb, erbrachten die Eltern tatsächliche Betreuungsleistungen.
Das Jugendamt verlangte gleichwohl den Kindergeldbetrag in voller Höhe – zu Unrecht, wie jetzt das Bundesverwaltungsgericht feststellte: auch beim Kindergeld sei die tatsächliche Betreuungsleistung abzuziehen. Im Ergebnis führte dies dazu, dass die Eltern – je nach Monat und Zeit, in der das Kind zu Hause war – etwa die Hälfte des Kindergeldes behalten konnten.
(BVerwG, Urt. 26.06.2018 – 5 C 3/17 –)
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